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Bericht und Antrag 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zu den Internationaien Übereinkommen vom 29. November 1969 über 
die ziviirechtliche Haftung für öiverschmutzungsschäden und vom 
18. Dezember 1971 über die Errichtung eines Internationaien Fonds 
zur Entschädigung von öiverschmutzungsschäden 
— Drucksache 7/2299 — 


A. Zielsetzung 

Der Entwurf eines Vertragsgesetzes zu dem Haftungsüberein- 
kommen von 1969 und dem Fondsübereinkommen von 1971 
verfolgt den Zweck, international einheitliche Vorschriften über 
die Entschädigung bei von Seeschiffen verursachten Ölver- 
schmutzungsschäden zu schaffen, um bei Katastrophenschäden 
die Geschädigten besserzustellen. 


B. Lösung 

Der Entwurf schlägt vor, den Übereinkommen zuzustimmen, mit 
deren Inkrafttreten Anfang des nächsten Jahres zu rechnen ist. 
Die Übereinkommen enthalten eine nach Auffassung der Bun- 
desregierung angemessene Regelung der Entschädigung bei 
Ölverschmutzungsschäden. Das Haftungsübereinkommen von 
1969 sieht — dem deutschen Recht entsprechend — eine Gefähr- 
dungshaftung des Tankeigentümers vor, die durch eine Haft- 
pflichtversicherung gesichert werden muß. Das Fondsüberein- 
kommen von 1971 ermöglicht zusätzliche Entschädigungsleistun- 
gen durch einen aus Beiträgen der Mineralölwirtschaft gebilde- 
ten internationalen Entschädigungsfonds. Das System verbes- 
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seit nicht nur die Rechtsstellung des Geschädigten, sondern setzt 
die Staaten auch besser in den Stand, wirksame Vorbeugungs- 
und Gegenmaßnahmen bei Ölkatastrophen zu treffen. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig die Annahme des 
Zustimmungsgesetzes mit einigen, zum großen Teil redaktionel- 
len Änderungen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch die Ausführung der Übereinkommen entstehen dem Bund 
Verwaltungskosten. Dieser Mehraufwand soll weitgehend durch 
Verwaltungsgebühren gedeckt werden. Etwa hiernach verblei- 
benden Belastungen steht der Vorteil gegenüber, daß Ansprüche 
deutscher Geschädigter, insbesondere auch des Bundes und der 
sonstigen Gebietskörperschaften, aus Maßnahmen zur Beseiti- 
gung oder zur Verhütung von Ölverschmutzungsschäden durch 
die Übereinkommen erweitert und auf eine sichere rechtliche 
Grundlage gestellt werden. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2855 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Schwenk und Dr. Wittmann (München) 


Der Gesetzentwurf ist vom Deutschen Bundestag 
in seiner 116. Sitzung am 19, September 1974 an den 
Rechtsausschuß federführend und den Ausschuß für 
Wirtschaft mitberatend sowie an den Haushaltsaus- 
schuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bundestages überwiesen worden. Der Rechts- 
ausschuß hat die Gesetzesvorlage am 13. November 
1974 beraten. Der mitberatende Ausschuß für Wirt- 
schaft hat mit seiner Stellungnahme vom 13. Novem- 
ber 1974 empfohlen, dem Gesetzentwurf zuzustim- 
men. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, das Zu- 
stimmungsgesetz mit einigen, zum großen Teil re- 
daktionellen Änderungen anzunehmen. Die interna- 
tionalen Übereinkommen vom 29. November 1969 
über die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmut- 
zungsschäden (Haftungsübereinkommen) und vom 
18. Dezember 1971 über die Errichtung eines inter- 
nationalen Fonds zur Entschädigung von Ölver- 
schmutzungsschäden (Fondsübereinkommen) sehen 
einen umfassenden Schadensausgleich bei Ver- 
schmutzungen der See durch Tankerunfälie vor. Das 
Haftungsübereinkommen erlegt den Tankereigentü- 
mer für diese Schäden eine Gefährdungshaftung auf, 
die auf bestimmte Höchstsätze begrenzt ist. Sie muß 
durch eine Haftpflichtversicherung gedeckt werden, 
übersteigt der Schaden den Höchstbetrag der Haf- 
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tung des Tankeigentümers, so wird eine weiter- 
gehende Entschädigung von einem internationalen 
Fonds übernommen, in welchen die Personen einzu- 
zahlen haben, die in den Vertragsstaaten öl auf dem 
Seewege empfangen und dadurch die Unfallgefahr 
mit herbeiführen. 

Wegen der Einzelheiten der Übereinkommen wird 
auf die Denkschrift verwiesen. 

Der Entwurf des Vertragsgesetzes enthält neben 
der Zustimmung zu den Übereinkommen auch Vor- 
schriften zu deren innerstaatlichen Ausführung. 
Diese können verhältnismäßig einfach gehalten wer- 
den, da sowohl die Haftungsregelung im Haftungs- 
übereinkommen als auch die Regelung der Aufgaben 
und Arbeitsweise des internationalen Fonds durch 
das Fondsübereinkommen sehr ausführlich sind. 

Die vom Rechtsausschuß vorgeschlagenen Ände- 
rungen bei der Überschrift des Gesetzes und bei 
Artikel 1, 2, 4, 6 sind redaktioneller Art. Durch die 
Änderung bei Artikel 15 Abs. 1 des Zustimmungs- 
gesetzes soll die Verordnungsermächtigung nach Ar- 
tikel 4 Abs. 3 zum frühest möglichen Zeitpunkt in 
Kraft treten. Die Verordnung nach Artikel 4 Abs. 3 
des Vertragsgesetzes soll möglichst bald ergehen 
können, damit sich die Beteiligten auf die vorge- 
sehenen Regelungen frühzeitig einstellen können. 


Dr. Schwenk Dr. Wittmann (München) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/2299 — mit folgenden Änderungen anzu- 
nehmen: 

1. In der Überschrift des Gesetzes und in Artikel 1 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort 
„von" nach dem Wort „Entschädigung" ersetzt durch das Wort „für". 

2. In Artikel 2 Abs. 2 wird hinter dem Wort „Seeschiffen" eingefügt: „(Bundes- 
gesetzbl. 1972 II S. 653, 672)". 

3. In Artikel 4 Abs. 2 wird das Wort „erteilt" ersetzt durch das Wort „aus- 
gestellt". 

4. In Artikel 4 Abs. 3 Nr. 1 und 2 wird das Wort „Erteilung" ersetzt durch das 
Wort „Ausstellung". 

5. In Artikel 6 Abs. 3 werden die Worte „Gesetz vom 18. August 1972 (Bundes- 
gesetzbl, I S. 1834)" ersetzt durch die Worte „das Bundes-Immissionsschutz- 
gesetz vom 15. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 721, 1193)". 

6. Artikel 15 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„(1) Artikel 1, 4 Abs. 3, Artikel 7, 8, 13 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 und Artikel 1(4 
treten am Tage nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. Artikel 2 bis 4 
Abs. 2, Artikel 5 und 6, Artikel 11 Nr. 1, Artikel 12 und 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
treten an dem Tage in Kraft, an dem das Haftungsübereinkommen für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt; im übrigen tritt das Gesetz an dem 
Tage in Kraft, an dem das Fondsübereinkommen für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt." 


Bonn, den 28. November 1974 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Dr. Schwenk Dr. Wittmann (München) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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